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Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

Am 15. September 2020 wurde die 
75. Sitzungsperiode der General-
versammlung am UN-Amtssitz in 

New York eröffnet. Unter dem Vorsitz 
des Präsidenten der Generalversammlung 
Volkan Bozkır, der erstmals die Türkei 
in diesem Amt repräsentierte, wurde das 
Motto bekanntgegeben: ›Die Zukunft, 
die wir wollen, die Vereinten Nationen, 
die wir brauchen; Bekräftigung unseres 
kollektiven Engagements für den Multi-
lateralismus.‹

Festakt und Generaldebatte 

Die jährliche Generaldebatte fand vom 
22. bis zum 29. September 2020 statt. 
Zuvor gab es einen Festakt zum 75-jäh-
rigen Jubiläum der Organisation, die am 
24. Oktober 1945 gegründet worden war. 
140 Staats- und Regierungschefs über-
mittelten am 21. September ihre Glück-
wünsche per Video. Anschließend ver-
abschiedete die Generalversammlung eine 
gemeinsame Erklärung (75/1). Im Zen
trum der Willenserklärung zum fortge-
setzten Handeln steht die Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung (Agenda 
2030) und ihre zügige Umsetzung.

In der Generaldebatte am Folgetag 
machten der brasilianische Präsident Jair 

Bolsonaro und US-Präsident Donald 
Trump unmissverständlich klar, wie 
wenig sie von einem multilateralen Han-
deln im UN-Rahmen halten und wie 
sehr sie ihren eigenen, unilateralen An-
satz für den »weit überlegenen« halten. 
Während Trump sich in der Anmodera-
tion als »Friedensstifter« feiern ließ, sah 
er sich wie sein brasilianischer Amts-
kollege an vorderster Front bei der Be-
kämpfung der COVID-19-Pandemie. 
Der Amerikaner übte dabei scharfe Kri-
tik an China – dem Land, das die »Plage 
in die Welt gelassen« hätte. Der chinesi-
sche Präsident Xi Jinping gab sich nach 
außen gemäßigter: So lehnte er eine Po-
litisierung der Pandemie ab; der eigene 
Fokus liege auf der Unterstützung von 
Entwicklungsländern. Macron kritisier-
te die Rivalität innerhalb des Sicher-
heitsrats, die kollektives Handeln ver-
hindert hätte, ohne China und die USA 
beim Namen zu nennen. Zudem betonte 
er, auf welch vielfältige Weise die Euro-
päische Union (EU), von einigen als 
»zerstritten und ohnmächtig« bezeich-
net, maßgebliche Aktionen zur Pande-
miebekämpfung ergriffen hätte.

Aufgrund der anhaltenden COVID-
19-Pandemie fanden Eröffnungssitzung, 
Generaldebatte, hochrangige Treffen und 
andere Zusammenkünfte in hybrider 

Form statt, das heißt unter Zuhilfenah-
me von Videoübertragungen, um die 
physische Präsenz der Beteiligten zu  
reduzieren. Dennoch bestimmte die 
COVID-19-Pandemie durchgehend In-
halte wie Abläufe in der Generalver-
sammlung.

Rein quantitativ betrachtet fanden 
sich die Vertreterinnen und Vertreter 
der Mitgliedstaaten in gewohntem Um-
fang zusammen: in insgesamt 48 Sitzun-
gen bis zum 31. Dezember 2020 und in 
55 Sitzungen zwischen Januar und Sep-
tember 2021. Dem Ergebnis der Vorjah-
re entsprechend wurden 338 Resolutio-
nen und 116 Beschlüsse verabschiedet. 
Zum zweiten Mal wurde der Bericht des 
Generalsekretärs über die Aktivitäten der 
UN erst nach einigen Monaten disku-
tiert und angenommen, um den Mit-
gliedstaaten ausreichend Zeit und dem 
Generalsekretär mehr Raum zur Prä-
sentation seiner zehn Prioritäten zu bie-
ten (A/75/1; vgl. Henrike Landré, VN, 
5/2020, S. 225).

Abrüstung

Die Beschlussfassung im Rahmen des 
Ersten Ausschusses für Abrüstung und 
damit zusammenhängende Fragen der 
internationalen Sicherheit verlief wie im-
mer kontrovers und hielt keine wesentli-
chen Neuerungen bereit. Am 7. Dezem-
ber befasste sich die Generalversamm- 
lung in insgesamt 56 Resolutionen mit 
allen Arten von Abrüstungsfragen. Vor-
nehmlich wurden bestehende Verträge 
und Abkommen abgehandelt – so zum 
Beispiel auf dem Gebiet des Waffenhan-
dels und der Kleinwaffen. Nur beim Ver-
trag über das Verbot von Kernwaffen 
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konnte ein Meilenstein gefeiert werden: 
Mit 84 Unterzeichnerstaaten und 50 
Ratifizierungen trat dieser zum 22. Ja-
nuar 2021 in Kraft (75/40).

Wirtschaft und Entwicklung

Die größte Sorge der Mitgliedstaaten galt 
laut Resolution 217 vom 21. Dezember 
2020 dem Konjunkturrückgang infol- 
ge der COVID-19-Pandemie. Dieser er-
schwere vor dem Hintergrund des Klima-
schutzes die Durchführung des Klima
übereinkommens von Paris besonders in 
den Entwicklungsländern. Hinzu kom-
me, dass die nationalen Maßnahmen 
nicht ausreichend seien, um den Tempe-
raturanstieg auf maximal 1,5 Grad Cel-
sius zu begrenzen. Bei der Wiederauf-
füllung des Grünen Klimafonds gab es 
kaum Zuwächse bei den Mittelzusagen: 
Am 12. November 2020 lagen Zusagen 
in Höhe von knapp zehn Milliarden US-
Dollar vor, das entspricht nahezu dem 
Stand nach der Geberkonferenz im Jahr 
2019. Mit großem Interesse erwartet 
wurde die UN-Klimakonferenz (COP-26) 
in Glasgow, die aufgrund der COVID-
19-Pandemie auf den November 2021 
vertagt werden musste.

Am 30. September 2020 wurde ein 
hochrangiger Gipfel abgehalten, der po-
litische Unterstützung für die Entwick-
lung eines globalen Rahmens für die 
biologische Vielfalt für die Zeit nach 
dem Jahr 2020 mobilisieren sollte. In 
Resolution 75/219 vom 21. Dezember 
2020 bemängelte die Generalversamm-
lung die geringen Fortschritte bei der 
Umsetzung des bestehenden Überein-
kommens über die biologische Vielfalt 
(Convention on Biological Diversity – 
CBD), inklusive der ›Aichi-Ziele‹, und 
forderte alle Beteiligten auf, verstärkt 
Maßnahmen zur Unterstützung der Er-
haltung der biologischen Vielfalt und ih-
rer nachhaltigen Nutzung zu ergreifen. 
Alle Hoffnung richtete sich auf die 15. Ta-
gung der Konferenz der Vertragspartei-
en des Übereinkommens (Conference of 
the Parties – COP-15). Sie war für Mai 
2021 im chinesischen Kunming geplant, 
musste wegen der COVID-19-Pandemie 
jedoch erneut verschoben werden auf 
Oktober 2021 beziehungsweise April/
Mai 2022. Ende des Jahres 2020 umriss 

die Generalversammlung ihre Vorstellun-
gen für den neuen globalen Rahmen: Er 
soll nicht nur auf die Agenda 2030 ab-
gestimmt, sondern auch »so ambitioniert 
und praktikabel« sein, dass er die zur 
Verwirklichung der »Vision 2050 für die 
biologische Vielfalt« erforderlichen »tief-
greifenden Veränderungen« ermöglicht. 

Frieden und Sicherheit

Im Rahmen der Probleme, mit denen die 
zwölf laufenden Friedenssicherungsein-
sätze nicht nur aufgrund der COVID-
19-Pandemie konfrontiert waren, stand 
deren Unterfinanzierung aufgrund säu-
miger Beitragszahler fortgesetzt mit an 
oberster Stelle. So beliefen sich die Au-
ßenstände bei der Stabilisierungsmission 
der Organisation der Vereinten Nationen 
in der Demokratischen Republik Kongo 
(United Nations Organization Stabiliza-
tion Mission in the Democratic Repub-
lic of the Congo – MONUSCO) zum  
30. April 2021 auf 429 Millionen US-
Dollar (75/300); eine deutliche Steige-
rung gegenüber dem Vorjahr. Die Über-
prüfung der Architektur der Friedens- 
konsolidierung fiel dagegen tendenziell 
positiv aus (75/201). Es wurde beschlos-
sen, Optionen für eine »ausreichende, 
berechenbare und dauerhafte« Finanzie-
rung im Rahmen der 76. Tagung zu er-

örtern. Die Friedenskonsolidierung war 
zudem erneut einer der prioritären Be-
reiche des Sonderausschusses für Frie-
denssicherungseinsätze (A/75/19). Auch 
in diesem Jahr bestätigte die General-
versammlung uneingeschränkt dessen 
Empfehlungen, Vorschläge und Schluss-
folgerungen im Kontext der »umfassen-
den Überprüfung aller Teilaspekte des 
Fragenkomplexes der Friedenssiche-
rungseinsätze« (75/281).

Mit großer Besorgnis blickten die 
Mitgliedstaaten am 10. Dezember 2020 
auf die Situation in Afghanistan und die 
dortige Sicherheitslage (75/90). Vor allem 
die Zivilbevölkerung falle den zahlrei-
chen terroristischen Aktivitäten, gewalt-
samen und rechtswidrigen Angriffen und 
Tötungen zum Opfer. Verantwortlich 
gezeichnet wurden die Taliban, Al-Qai-
da, der Islamische Staat (Da’esh – IS) 
und damit verbundene Organisationen.

Menschenrechte

Gleich zwei Resolutionen setzten sich mit 
den Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie auf Frauen und Mädchen ausein-
ander; denn diese, so wurde wiederholt 
festgestellt, seien unverhältnismäßig stark 
davon betroffen (75/156 und 75/157). 
Nicht nur kämpften sie an vorderster 
Front – 70 Prozent der Gesundheits-

Vor dem Hintergrund der Anti-Corona-Maßnahmen und Abstandsregelungen fand die 75. Tagung 
der Generalversammlung in New York im September 2020 virtuell statt; die Delegationen hatten 
nur beschränkten Zugang zur Halle der Generalversammlung.   UN PHOTO:  MANUEL ELÍAS
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Henrike Landré
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Henrike Landré, Generalversammlung: 
74. Tagung 2019/2020, VN, 3/2021, 
S. 130ff., fort.)

fachkräfte seien Frauen – sondern über-
nähmen auch mehr unbezahlte Pflege-, 
Betreuungs- und Hausarbeit als Männer. 
In ihrer Gestaltung gesundheitlicher 
Vorsorge- und Maßnahmenpläne für 
COVID-19 wurde den Mitgliedstaaten 
dringend nahegelegt, »geschlechtersen-
sibel, kontextspezifisch, gesamtstaatlich 
und -gesellschaftlich« vorzugehen (75/ 
156). Den konkreten Bedürfnissen von 
Frauen und Mädchen seien nicht nur auf 
dem Gebiet der Gesundheitsversorgung 
Sorge zu tragen, sondern auch mit Blick 
auf Aufklärung, psychische Gesundheit, 
Multi-Akteur-Partnerschaften, Bildung, 
Zugang zu Infrastruktur und Diensten, 
Gewalt und Diskriminierung. In der Fol-
geresolution wurden die Forderungen 
nach mehr Mitwirkung und Teilhabe 
von Frauen und Mädchen weiter ausdif-
ferenziert, so zum Beispiel im Rahmen 
der Pläne zur wirtschaftlichen Erholung 
(75/157).

Am 4. Januar 2021 kritisierte die Ge-
neralversammlung die fortlaufenden Ver-
letzungen der Menschenrechte in Myan-
mar (75/238) – einen Monat vor dem 
Putsch des Militärs, der das Land an 
den Rand eines Bürgerkrieges führte. In 
einer Sondersitzung am 25. Juni 2021 
verurteilte die Versammlung die willkür-
liche Festnahme und Inhaftierung füh-
render Personen aus der Regierung, der 
Zivilgesellschaft und den Medien sowie 
die »tödliche und maßlose« Gewalt ge-
gen Demonstrierende (75/287). Die Kri-
se wirke sich negativ auf die Rückkehr 
aller Rohingya-Flüchtlinge und Binnen-
vertriebenen aus.

Sozialfragen

Außer den oben genannten Resolutio-
nen zu den Auswirkungen der Pandemie 
auf Frauen und Kinder widmete sich die 
Generalversammlung in zwei eher nach-
rangigen Resolutionen (rund um welt-
weite Versorgungsketten, 75/17 und 75/ 
313) dem Thema. Von größerer Bedeu-
tung war die Sondersitzung der General-
versammlung zu COVID-19 am 3. und 4. 
Dezember 2020 (75/4) zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie. 147 Staatenver-
treterinnen und -vertreter berichteten, 
entweder vor Ort oder per Onlineüber-
tragung, über ihre Antworten auf die 

Pandemie. Viele von ihnen lobten das 
Ausmaß an multilateraler Kooperation 
unter Führung der UN. Als zentrale In-
itiative wurde der Kooperationsrahmen 
ACT-A (Access to COVID-19 Tools Ac-
celerator) der Weltgesundheitsorganisa-
tion (World Health Organization – WHO) 
zur Beschleunigung der Entwicklung 
und des Einsatzes von Impfstoffen, von 
Tests und Behandlungen identifiziert, ein-
schließlich der Initiative Globaler Zugang 
zu COVID-19-Impfstoffen (COVID-19 
Vaccines Global Access – COVAX). Ziel 
sei es, bis Ende des Jahres 2021 zwei Mil-
liarden Impfdosen zur Verfügung stehen 
zu haben. Dazu müssten jedoch Hinder-
nisse wie Desinformation überwunden 
und eine ausreichende technische wie auch 
die finanzielle Basis geschaffen werden.

Vom 8. bis 10. Juni 2021 wurde ein 
hochrangiges Treffen zum Thema HIV/
Aids veranstaltet. Die entsprechende po-
litische Erklärung visierte nicht weniger 
als das vollständige Ende von Ungerech-
tigkeiten und AIDS bis zum Jahr 2030 
an. Seit Ausbruch der Pandemie hätten 
sich über 75 Millionen Menschen welt-
weit angesteckt, 32 Millionen Men-
schen seien an der Krankheit gestorben 
(75/284). Der Handlungsdruck ist groß: 
Statt das für das Jahr 2020 gesteckte 
Ziel von weltweit weniger als einer hal-
ben Million neuer Ansteckungen zu er-
reichen, seien im Jahr 2019 1,7 Millio-
nen Neuinfektionen zu verzeichnen ge- 
wesen. Bis zum Jahr 2025 soll die Zahl 
der jährlichen Neuansteckungen nun-
mehr auf unter 370 000 Infektionen sin-
ken. Verbesserungsbedarf bestünde kon-
kret im Hinblick auf Prävention, Tests 
und Behandlung, beim Kampf gegen Stig-
matisierung und Diskriminierung sowie 
bei der Finanzierung und Datenlage. 

Haushalt und Verwaltung

Generalsekretär Guterres sah in seinem 
Finanzbericht (A/75/387) die Mandats-
erfüllung der Organisation durch die 
prekäre Finanzlage behindert. Ende Sep-
tember 2020 betrugen die Außenstände 
bei den regulären Beiträgen 1,5 Milliar-
den US-Dollar – 109 Millionen mehr als 
noch ein Jahr zuvor. Für das Jahr 2021 
wurden nach zähen Verhandlungen 3,2 
Milliarden US-Dollar an Mitteln bewil-

ligt (75/254 A-C). Die Summen für die 
einzelnen Bereiche lagen ungefähr auf 
dem Stand vom Vorjahr; die politischen 
Angelegenheiten waren mit 865 Millio-
nen US-Dollar erneut Spitzenreiter. Auf- 
grund der weiterhin bestehenden Liqui-
ditätskrise wurden wie im Vorjahr Mit-
telkürzungen avisiert (75/252).

Ein ähnliches, wenngleich leicht posi-
tiveres Bild ergab sich bei den Friedens-
sicherungseinsätzen. Hier belief sich der 
Rückstand laut Generalsekretär auf 2,8 
Milliarden US-Dollar am 30. Septem-
ber 2020 – eine Milliarde weniger als 
noch ein Jahr zuvor (A/75/387). Dank 
verschiedener Maßnahmen habe die 
übergeordnete Liquidität aktiver Missi-
onen verbessert werden können. Für alle 
zwölf Missionen, die zwei Logistikzen
tren in Brindisi (Italien) und Entebbe 
(Uganda) und das Konto zur Unterstüt-
zung der Friedenssicherung wurde für 
den Zeitraum vom 1. Juli 2021 bis zum 
30. Juni 2022 ein Gesamtbudget in 
Höhe von 6,38 Milliarden US-Dollar 
bewilligt (A/C.5/75/25), nur unwesent-
lich unter dem Stand vom Vorjahr. Mit 
über einer Milliarde US-Dollar führten 
erneut die UN-Friedensmissionen in der 
Zentralafrikanischen Republik (MI-
NUSCA), in der Demokratischen Repu-
blik Kongo (MONUSCO) und in Mali  
(MINUSMA) sowie die Mission in Süd- 
sudan (UNMISS) die Liste an. 

Wahlen und Ernennungen

Unter anderem wurde am 7. Juni 2021 
der Diplomat und frühere Außenminis-
ter der Malediven, Abdulla Shahid, in 
das Amt des Präsidenten der 76. UN-
Generalversammlung gewählt und ver-
tritt turnusgemäß die Gruppe der asia-
tisch-pazifischen Staaten (vgl. Persona- 
lien, VN, 5/2021, S. 234).


